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…Gemeinde/Stadt………………    Gemeinde, den …………….. 
Anschrift Gemeinde            [Von der Gemeinde auszufüllen!] 
PLZ/ORT GEMEINDE Vorab per e-mail zurück ausgefüllt an  

                     markus.fuchs@landkreis-passau.de  
 

Bekanntmachung 
Wasserrecht; 
Antrag auf gehobene wasserrechtliche Erlaubnis für das Entnehmen, Zutagefördern, Zutage-
leiten und Ableiten von Grundwasser aus dem Tiefbrunnen Beutelsbach-Reitholz zum 
Zwecke der öffentlichen Trinkwasserversorgung, Planvorschlag WSG auf Fl.Nr. 1589/1 
Gemarkung Beutelsbach nach § 15 WHG, §§ 51, 52 WHG, § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG, § 10 WHG; 
Antragssteller: Gemeinde Beutelsbach, Dorfplatz 8, 94501 Beutelsbach; 
Förmliche Bekanntmachung nach § 15 Abs. 2 WHG, § 11 Abs. 2 WHG, Art. 69 Bayerisches 
Wassergesetz (BayWG) i.V.m. Art. 73 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz  
-BayVwVfG-; 
Geschäftszeichen: 53.0.02/6421.05/2023-341 
 
1. Beschreibung des Vorhabens 

 
Die Gemeinde Beutelsbach, Dorfplatz 8, 94501 Beutelsbach, beantragt mit Antrag 
vom 03.07.2023 eine gehobene wasserrechtliche Erlaubnis für das Entnehmen, Zuta-
gefördern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser aus dem Brunnen Beutels-
bach-Reitholz auf der Flurnummer 1589/1, Gemarkung und Gemeinde Beutelsbach, 
sowie die Neufestsetzung des Wasserschutzgebietes. 

 

Antragsumfang: 

Brunnen  
B1 

Beutelsbach-Reitholz 

Fl.Nr.  1589/1 Gemarkung Beutelsbach 

maximale Momentanentnahme [l/s] 6 

maximale Tagesentnahme [m³/d] 390 

maximale Jahresentnahme [m³/a] 64.000 

Das zutage geförderte Grundwasser soll zur Trink- und Brauchwasserversorgung der 
Gemeinde Beutelsbach verwendet werden. 

 
Einer einzigen Untersuchung zufolge handelt es sich bei dem, über den Brunnen 
geförderten, Grundwasser um reines – tritiumfreies – Tiefengrundwasser. Aktuell 
erachtet das Wasserwirtschaftamt Deggendorf das bestehende Wasserschutzge-
biet inklusive Verbotskatalog für ausreichend und die Neufestsetzung des Trink-
wasserschutzgebietes wird aufgeschoben, bis die aussagekräftigen Planunterlagen 
für das Wasserschutzgebiet und die Untersuchungsergebnisse für das Tiefeng-
rundwasser vorliegen, weil diese nach der Begutachtung durch das Wasserwirt-
schaftsamt Deggendorf nicht ausreichend sind. 
 
Das Landratsamt Passau weist darauf hin, dass die bestehende Verordnung des Land-
ratsamtes Passau vom 08.06.1999 über das Wasserschutzgebiet "Beutelsbach-
Reitholz" für die öffentliche Wasserversorgung der Gemeinde Beutelsbach (Brunnen 1 
auf Fl.Nr. 1589/1 Gemrkung Beutelsbach, Gemeinde Beutelsbach) rechtsgültig und 
einzuhalten ist (veröffentlicht im Amtsblatt des Landkreises Nummer 14/99 vom 
16.06.1999, amtlich niedergelegt und einsehbar während der Öffenungszeiten bei der 
Gemeinde Beutelsbach, Dorfplatz 8, 94501 Beutelsbach und beim Landratsamt 
Passau -Untere Wasserrechtsbehörde- Domplatz 11, 94032 Passau), ist aber nicht 
Verfahrensgegenstand. 
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Antragsunterlagen 
Der Benutzung liegt der aus folgenden Unterlagen bestehende Antrag der IFB Eigen-
schenk GmbH, Mettener Str. 33, 94469 Deggendorf, vom 03.07.2023, nach Maßgabe 
der vom Wasserwirtschaftsamt Deggendorf durch Roteintragungen vorgenommenen 
Änderungen und Ergänzungen zugrunde: 

 

 Antrag vom 03.07.2023 

 Beilage 1: Verzeichnis der Unterlagen 

 Beilage 2: Erläuterung des Vorhabens 

 Beilage 3: Übersichtslageplan 

 Beilage 4: Lageplan mit Schutzgebiet 

 Beilage 5: Hydrogeologische Basisstudie 

 Beilage 6: Brunnenuntersuchungen 

 Beilage 7: Jahresfördermengen 

 Flurstücksverzeichnis 

 

Die Unterlagen sind mit dem Prüfvermerk des Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf 
vom 20.06.2024 versehen. 
 
Feststellung nach dem UVPG: 
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls hat ergeben, dass die Maßnahme 
nach Einschätzung des Landratsamtes Passau auf Grund überschlägiger Prüfung kei-
ner förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, weil keine erhebli-
chen nachteilige Umweltauswirkungen zu besorgen sind und durch die Gewässerbe-
nutzung keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf grundwasserabhängige 
Ökosysteme zu erwarten sind. Die Vorschriften des Natur- und Wasserrechts werden 
aber im förmlichen Anhörungsverfahren geprüft (§ 15 WHG, § 11 WHG, Art. 73 Abs. 
3 BayVwVfG). Die gesonderte Feststellung nach dem UVPG wird gemäß § 7 Abs. 2, § 
5, § 9 Abs. 3 und 4 UVPG bei der Gemeinde Beutelsbach öffentlich bekannt gemacht 
und ist zudem unter https://www.uvp-verbund.de/by am 05.09.2024 bereits öffent-
lich bekannt gemacht worden (§§ 19 und 20 UVPG). Nähere Informationen, können 
beim Landratsamt Passau, -untere Wasserrechtsbehörde-, Domplatz 11, 94032 
Passau nach entsprechender Terminvereinbarung, im Zimmer 3.08, während der 
Dienststunden eingesehen werden. 

 
2. Auslegung 
 

Der Antrag auf gehobene wasserrechtliche Erlaubnis mit den Planunterlagen (einschl. 
des privaten hydrogeologischen Gutachtens und der Alternativenprüfung, Wasserbe-
darfsberechnungen versehen mit den Prüfvermerken und Rotkorrekten des Wasser-
wirtschaftsamtes Deggendorf vom 20.06.2024) und das Gutachten des Wasserwirt-
schaftsamtes Deggendorf als amtlicher Sachverständiger Zeichen 4.2-4532.1-PA-117-
1350/2024 vom 20.06.2024 und die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde 
zum UVPG vom 21.08.2023, liegen gemäß § 15 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 WHG i.V.m. 
Art. 69 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) i. V. m. Art. 73 Abs. 3 Bayerisches Ver-
waltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) 

 
in der Zeit vom 25.09.2024 bis 24.10.2024 

 bei der Gemeinde Beutelsbach, Dorfplatz 8, 94501 Beutelsbach 
während der Dienststunden zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 

 
Hinweis: Zusätzlich können die digitalen Planunterlagen/Antragsunterlagen und das 
Gutachten des Wasserwirtschaftsamtes im Internet unter www.landkreis-passau.de 
unter der Rubrik „Bekanntmachungen ->Wasserrecht“ eingesehen werden. 

https://www.uvp-verbund.de/by
http://www.landkreis-passau.de/
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Maßgeblich sind aber der Inhalt der amtlichen Bekanntmachung und die 
zur Einsicht ausgelegten Unterlagen in Papierform bei der o.g. Auslegungs-
gemeinde (Art. 27a BayVwVfG). 

 

3. Anhörungsverfahren, Einwendungsvorschriften 
 

Das Landratsamt Passau führt hiermit das förmliche Anhörungsverfahren nach § 8 
Abs. 1 WHG, § 10 Abs. 1 WHG, § 11 Abs. 2 WHG i.V.m. § 15 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG), Art. 69 Satz 2 BayWG i.V.m. Art. 73 Abs. 2 bis 8 BayVwVfG durch. 

 
Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis spätestens zwei 
Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist (= bis zum 07.11.2024) schriftlich oder 
zur Niederschrift beim Landratsamt Passau, untere Wasserrechtsbehörde, Domplatz 
11, 94032 Passau, Zimmer 3.08, oder bei der Gemeinde Beutelsbach, Dorfplatz 8, 
94501 Beutelsbach, Einwendungen gegen das Vorhaben erheben. 

 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass etwaige Einwendungen oder Stellung-
nahmen von Vereinigungen i.S.d. Art 74 Abs. 4 Satz 5 Bayerisches Verwaltungsver-
fahrensgesetz, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften be-
fugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen die Entschei-
dung nach Art. 74 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz einzulegen, bis spätes-
tens zum 07.11.2024 beim Landratsamt Passau, -untere Wasserrechtsbehörde-, 
Domplatz 11, 94032 Passau Zimmer 3.08, oder bei der Gemeinde Beutelsbach, 
Dorfplatz 8, 94501 Beutelsbach, schriftlich oder zur Niederschrift vorzubringen 
sind. 

 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen oder Stellungnahmen von 
Vereinigungen nach Art. 74 Abs. 4 Satz 5 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine einfach e-mail nicht ausreicht. 

 
Der Einwendungsausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, 
die sich auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) beziehen, nur auf dieses Verwaltungsverfahren. 
 

4. Erörterungstermin 
 

Sofern Einwendungen erhoben werden, findet ein Erörterungstermin statt, der min-
destens eine Woche vorher ortsüblich bekannt gemacht wird. Diejenigen, die Einwen-
dungen erhoben haben, werden von dem Erörterungstermin schriftlich benachrichtigt.  
Personen, die Einwendungen erhoben haben oder die Vereinigungen i.S.d. Art. 74 
Abs. 4 Satz 5 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz, die Stellungnahmen abgege-
ben haben, können von dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung 
benachrichtigt werden, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen sind. 
Bei Ausbleiben eines Beteiligten kann beim Erörterungstermin auch ohne ihn verhan-
delt werden (Art. 67 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG). Verspätete Einwendungen können bei 
der Erörterung und Entscheidung unberücksichtigt bleiben. 

 
5. Entscheidung über Einwendungen 

 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

 
_______________________________   (Dienstsiegel Gemeinde auf Original) 

Unterschrift der Gemeinde             
Bekanntmachungsvermerke bitte hier anbringen! 

http://jportal.bybn.de/jportal/portal/t/79t/page/fpbayernrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR000170960&doc.part=R&doc.price=0.0#focuspoint

